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Der Afghanistan-Krieg tritt in seine entscheidende Phase. Die Nato, die sich vor der 
Bundestagswahl mit Forderungen wohlweislich zurückgehalten hat, dürfte nun bald den Druck auf 
die Bundesregierung erhöhen, den Krieg auszuweiten und die Anzahl der deutschen SoldatInnen 
abermals aufzustocken. Und dies, obwohl es neuerdings auch in den USA und Großbritannien 
Mehrheiten gegen diesen Krieg gibt, der bereits deutlich die Dauer des zweiten Weltkriegs 
überschritten hat; in den USA ist es sogar eine Dreiviertelmehrheit der Demokraten.
 
Jeder Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit Dieser Krieg leistet nicht einmal einen positiven 
Beitrag gegen Terrorismus – Terroristen brauchen kein Land, um große Anschläge zu verüben, ein 
paar Zimmer in einer Großstadt genügen. Der „Krieg gegen den Terror“ dient nur als Vorwand, die 
USA wollen eine lang andauernde Anwesenheit mit ihren Truppen in Afghanistan. Ihre Strategen 
betrachten dieses Land als wichtige Position im „großen Spiel“ um die Öl- und Gasvorräte im 
Mittleren Osten, als strategische Basis gegenüber Russland, China und dem Iran. Auch andere 
Kriegsgründe, wie z.B. der Schutz einer demokratischen Regierung, der Aufbau rechtsstaatlicher 
Strukturen, die Sicherung der Menschenrechte, insbesondere der Rechte der Frauen dienen 
vorrangig der Legitimierung des Kriegseinsatzes 

Je länger Soldaten in Afghanistan bleiben, je unklarer die Perspektive zur Beendigung des Krieges, 
desto mehr wird sich die Situation dort und auch in Pakistan verschlechtern. Die Delegierten des 17. 
Bundeskongresses der DFG-VK fordern die neue Bundesregierung auf, nicht weiter das Blut der 
Männer, Frauen und Kinder Afghanistans zu vergießen. Als ersten Schritt fordern die Delegierten 
die umgehende Einstellung aller Angriffsoperationen, insbesondere der Luftangriffe gegen die 
afghanische und pakistanische Bevölkerung. In diesem Sinne soll die Bundesregierung selbst 
handeln und darüber hinaus ihren Einfluss innerhalb der NATO geltend machen.  Ein festes Datum 
für den völligen Abzug der Nato-Truppen sollte gekoppelt sein mit Verhandlungen über ein Ende 
der gewaltsamen Auseinandersetzungen, an denen sowohl lokale Akteure als auch die 
Nachbarländer Afghanistans beteiligt werden müssen, sowie mit einer deutlichen Aufstockung der 
zivilen Aufbauhilfe zu Lasten der militärischen Ausgaben. Bisher stehen diese Aufwendungen im 
Verhältnis 1:11 zueinander. Die weitere Entsendung von Bundeswehrsoldaten nach Afghanistan 
wird entschieden abgelehnt. Die Delegierten wissen sich in diesen Forderungen einig mit der 
deutlichen Bevölkerungsmehrheit und einer zunehmenden Anzahl von Stimmen, die sich in der 
Öffentlichkeit Gehör verschaffen. Bis zur erneuten Abstimmung über die Verlängerung des Krieges 
im Dezember 2009 im Bundestag, wird die DFG-VK mit Veranstaltungen sowie Aktionen regional 
und bundesweit für einen Truppenabzug und eine friedliche Lösung des Konfliktes werben. 

Weitere Informationen unter: 

www.dfg-vk.de, www.frieden-mitmachen.de, www.schritte-zur-abruestung.de

http://www.dfg-vk.de/
http://www.schritte-zur-abruestung.de/
http://www.frieden-mitmachen.de/
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